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Kurzbericht 

über Verhandlungspunkte und Beschlüsse 
der 67. Sitzung des Niedersächsischen Landtages der 19. Wahlperiode 

am 24. Juni 2025 

 
 

1. Mitteilungen der Präsidentin 
 
 Außerhalb der Tagesordnung 

 Unterrichtung durch den Ministerpräsidenten 
 Investitionssofortprogramm des Bundes - Auswirkungen und Kompensationen für 
Länder und Kommunen 
Der Ministerpräsident gab die Unterrichtung ab. 
Die Unterrichtung wurde besprochen. 

 
2. Aktuelle Stunde (erster Teil) 

 a) Drohnen, Desinformation, Destabilisierung - hybriden Bedrohungen entschlos-
sen entgegentreten 
Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 19/7531 

 b) Von Pannen, Planlosigkeit und Personalfragen - Ministerin Wahlmanns Bilanz für 
die Justiz 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/7532 

 Die Anträge wurden besprochen. 
 
Die Punkte 3 bis 5 wurden zusammen beraten. 
3. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 19/6285 
Beschlussempfehlung des Kultusausschusses - Drs. 19/7416 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/7496 
Der Gesetzentwurf wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde mit Änderungen angenommen. 
Der Änderungsantrag wurde abgelehnt. 

 
4. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Nutzung mobiler digitaler Endgeräte an 

Schulen und zur Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 19/7490 
Der Gesetzentwurf wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung:  
Kultusausschuss (federführend) 
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

 
  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07531.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07532.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06001-06500/19-06285.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07416.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07496.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07490.pdf
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5. Medienkompetenz stärken - digitale Verantwortung im Schulalltag etablieren 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/7493 
Der Antrag wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung:  
Kultusausschuss 

 
 Außerhalb der Tagesordnung 

 Unterrichtung durch die Justizministerin 
 Unterrichtung zu einem Beschluss des Oberlandesgerichtes Oldenburg 
Der Ministerpräsident gab die Unterrichtung ab. 
Die Unterrichtung wurde besprochen. 

 
6. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Deichgesetzes und 

des Niedersächsischen Justizgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/6703 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Klimaschutz - 
Drs. 19/7427 
Der Gesetzentwurf wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde mit Änderungen angenommen. 

 
7. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Katastrophenschutz-

gesetzes (Helfergleichstellungsgesetz) 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 19/3367 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Sport - Drs. 19/7502 
Der Gesetzentwurf wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 

 
Die Punkte 8 und 9 wurden zusammen beraten. 
8. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung und zur 

Änderung des Niedersächsischen Ingenieurgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 
Drs. 19/6816 
dazu gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 GO LT: 

Weiterentwicklung der Niedersächsischen Bauordnung und des Bundesrechts zur 
Förderung nachhaltigen Bauens und moderner Standards 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/6818 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung 
- Drs. 19/7503 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/7554 
Der Gesetzentwurf und der Antrag wurden in abschließender Beratung behandelt. 
Der Gesetzentwurf wurde gem. der Nr. 1 der Beschlussempfehlung mit Änderungen ange-
nommen. 
Der Änderungsantrag wurde abgelehnt. 
Der Antrag wurde gemäß der Nr. 2 der Beschlussempfehlung unverändert angenommen. 
Die in der Nr. 3 der Beschlussempfehlung aufgeführte Eingabe 941 wurde für erledigt er-
klärt, und der Einsender wird über die Sach- und Rechtslage unterrichtet. 

 
  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07493.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06703.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07427.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/03001-03500/19-03367.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07502.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06816.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06818.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07503.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07554.pdf
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9. Bauen muss einfacher, schneller und günstiger werden - Novellierungsprozess der 

NBauO, der BauPrüfVO sowie der DVO-NBauO zielorientiert jetzt fortsetzen 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/6806 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung 
- Drs. 19/7504 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 

 
10. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Niedersächsischen Verfassung 

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD - Drs. 19/7482 
Der Gesetzentwurf wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung:  
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen  

 
11. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über Laden-

öffnungs- und Verkaufszeiten 
Gesetzentwurf der Fraktion der AfD - Drs. 19/7484 
Der Gesetzentwurf wird in der 68. Sitzung am 25.06.2025 behandelt. 

 
12. Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Unternehmensgründungen aus Hoch-

schulen und zur Änderung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 19/7486 
Der Gesetzentwurf wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung:  
Ausschuss für Wissenschaft und Kultur (federführend) 
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen 

 
13. Entwurf eines Gesetzes über die Anstalt Niedersächsische Immobilienaufgaben 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/7498 
Der Gesetzentwurf wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung:  
Ausschuss für Haushalt und Finanzen (federführend) 
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

 
14. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Klimagesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/7499 
Der Gesetzentwurf wurde in erster Beratung behandelt. 
Ausschussüberweisung:  
Ausschuss für Umwelt, Energie und Klimaschutz (federführend) 
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 
Ausschuss für Haushalt und Finanzen 

 
15. Verlängerung der Zulassung von Glyphosat: Das Pflanzenschutzrecht faktenbasiert 

gestalten, die Versorgung mit heimischen Nahrungsmitteln sichern und Wettbe-
werbsnachteile für die deutsche Landwirtschaft verhindern 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/3096 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz - Drs. 19/6906 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde abgelehnt. 

 
  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06806.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07504.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07482.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07484.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07486.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07498.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07499.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/03001-03500/19-03096.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06906.pdf
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16. Kommunen entlasten - Zweckbindung bei der Förderung von Kinderbetreuungsplät-

zen abschaffen! 
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/5648 
Beschlussempfehlung des Kultusausschusses - Drs. 19/6948 
Der Antrag wird im nächsten Tagungsabschnitt im September behandelt. 

 
17. Neubenennung des niedersächsischen Mitglieds im Ausschuss der Regionen der 

EU für die 8. Mandatsperiode (2025 bis 2030) 
Antrag der Landesregierung - Drs. 19/7376 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten und Re-
gionale Entwicklung - Drs. 19/7417 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Die Beschlussempfehlung wurde angenommen. 

 
18. Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt 

Hamburg und den Ländern Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern über die Errichtung eines gemeinsamen Senats des Finanzgerichts 
Hamburg 
Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/6880 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfragen - 
Drs. 19/7505 
Der Gesetzentwurf wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde unverändert angenommen. 

 
19. a) Bestätigung der Anpassung der Grundentschädigung gemäß § 6 Abs. 4 des 

Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes 
b) Bestätigung der Anpassung der Aufwandsentschädigung gemäß § 7 Abs. 1 a 

des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes 
Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion der CDU und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen - Drs. 19/7485 
Beschlussempfehlung des Ältestenrats - Drs. 19/7509 
Der Antrag wurde in abschließender Beratung behandelt. 
Er wurde unverändert angenommen. 

 
 
 
Im Auftrag  
Roth 
 
 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/05501-06000/19-05648.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06948.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07376.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07417.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06880.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07505.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/07001-07500/19-07485.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07509.pdf
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